
gr. Genau das fordert die grüne
Familienministerin Lisa Paus. Die
jetzige Ampelregierung möchte
offenbar mit allen Mitteln dafür
in die Annalen eingehen, den
bisher durch § 218 gesicherten
Schutz des ungeborenen Lebens
in Deutschland völlig aufzuheben
und durch eine straflose Freigabe
von Abtreibungen bis zur Geburt
zu ersetzen. Laut Frau Paus soll
Abtreibung für jeden Arzt zu
einem verpflichtenden Teil der

Ausbildung gemacht werden. Jede
dieser Abtreibungen wäre somit
staatlich sanktioniert und straf-
frei, ja, sie würde sogar als Er-
füllung der Staatsräson und als
quasi legitimierter Staatsauftrag
angesehen werden.
Seit Jahren schon wird von der
EU-Kommission und vom EU-
Parlament der Zugang zur lega-
len Abtreibung gefordert. Die
zukünftige Marschrichtung wird
von linken Parlamentsmehrheiten

durch eine brutale Begriffswahl
vorgegeben:
Von fanatischen Anhängern der
feministischen Ideologie werden
ungeborene Kinder abwertend
als „Schwangerschaftsgewebe“ be-
zeichnet.
Wird hiermit nicht der national-
sozialistischen Eugeniklehre und
deren Euthanasieprogramm die
Krone aufgesetzt, und das gleich
EU-weit? [3]

Schutz des Tötens statt Schutz des ungeborenen Lebens

ew. Mit den Stimmen von SPD,
Bündnis 90/Die Grünen, FDP
und der Linksfraktion hat der
Deutsche Bundestag am Vormit-
tag des 24.06.2022 das Werbe-
verbot für Abtreibungen (§ 219a
StGB) aus dem Strafgesetzbuch
gestrichen. Nach der Abstim-
mung ernteten die Abtreibungs-
ärzte auf der Zuschauertribüne
stehenden Applaus. Es ist eine
Party geplant, um diesen Erfolg

zu feiern. Zuvor hatte Bundes-
familienministerin Lisa Paus,
Bündnis 90/Die Grünen, von
einem „großartigen Tag für die
Ärztinnen und Ärzte, aber vor
allen Dingen für alle Frauen
in diesem Land“ gesprochen.
Rednerinnen der Ampelkoalition
machten an diesem Tag deutlich,
dass die Streichung des § 219a
StGB nur ein erster Schritt sei,
dem die Abschaffung des Ver-

bots von Abtreibungen folgen
müsse. Ist den verantwortlichen
Politikern bewusst, dass sie für
die „Tötung im Mutterleib“ von
evtl. unersetzlichen Kapazitäten
zur Krisenbewältigung eine Par-
ty steigen lassen, also für die
Beseitigung genau der Persön-
lichkeiten, durch die innovative
Lösungen hervorgebracht worden
wären? [2]
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INTRO
Schon bei der ersten Re-
gierungserklärung, die Olaf
Scholz 2021 vor dem Deut-
schen Bundestag gehalten
hatte, zeigte er: Die Ampel-
koalition wird durch ihre
ideologische Familien- und
Gesellschaftspolitik zusam-
mengehalten. Viel Applaus
erntete er von den Koaliti-
onsparteien mit der Ankün-
digung der Aufhebung des
Werbeverbotes für Abtrei-
bungen. Das war deutlich
mehr als der Pflichtbeifall.
Diese Regierungserklärung
zeigt das Aushängeschild
dieser Regierungskoalition
von SPD, Grünen und FDP,
nämlich ihre Gesellschafts-
und Familienpolitik. In die-
ser Ausgabe wird aufgezeigt,
was die Regierung in Bezug
auf die Familie schon in die
Wege geleitet hat und was
noch geplant ist. [1]
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Werbung für Abtreibung wird im Deutschen Bundestag gefeiert

Ehegattensplitting – Familienbesteuerung
pg. Im Jahr 1958 wurde zur Stär-
kung der Familien das Ehegatten-
splitting eingeführt, das für Ehe-
paare und Lebenspartnerschaften
eine gemeinsame Besteuerung vor-
sieht. Bei dieser Veranlagung wird
das gesamte zu versteuernde Ein-
kommen der beiden Partner hal-
biert, die darauf entfallende Ein-
kommenssteuer berechnet und die
Steuerschuld anschließend verdop-
pelt. Gerade bei Familien, in der
die Frau auf Grund der Betreuung
der eigenen Kinder nicht oder nur
in Teilzeit arbeiten ging, der Ehe-
mann aber ein hohes Einkommen
zu versteuern hätte, trug dieses
Ehegattensplitting zur Entlastung
der Familien bei, weil sie steuer-
lich so behandelt wurden, wie
wenn jeder der beiden Partner
die Hälfte des Gesamteinkommens

verdient hätte. Vor allem die Grü-
nen empfinden dieses Verfahren
jedoch als ungerecht, weil der
schlechter verdienende Partner
höhere Abzüge zahlen müsse,
weshalb dieses Steuersystem nun
in eine Familienbesteuerung um-
gewandelt werden soll, bei dem
jeder der Partner nach seinem
Einkommen besteuert wird. Sollte
die Entscheidung, welches Steuer-
system gerechter und damit ange-
nommen wird, nicht innerhalb
der Familie fallen, statt nach den
Vorstellungen der Politiker? [4]

Einmal im Jahr kann jeder sein Geschlecht ändern
bri. Die Bundesregierung will
mit dem geplanten Selbstbestim-
mungsgesetz erreichen, dass der
Geschlechtseintrag im Pass künf-
tig durch eine einfache Erklärung
beim Standesamt geändert wer-
den kann. Bei Jugendlichen ab
14 Jahren mit Zustimmung der
Eltern. Das sehen die Eckpunkte
vor, die Bundesfamilienministerin
Lisa Paus (Grüne) und Bundes-
justizminister  Marco Buschmann
(FDP) in Berlin vorstellten. Dem-
zufolge soll das bisherige Trans-
sexuellengesetz abgeschafft wer-

den, wonach dem Eintrag im
Pass bislang zwei psychiatrische
Gutachten vorausgehen mussten.
Dies würde von den Betroffenen
als entwürdigend empfunden.
Eine Gruppe von 120 Wissen-
schaftlern erhebt den Vorwurf,
dass die Medien einseitig „die
Darstellungen der ‚queeren‘ Trans-
genderideologie“ vertrete und
naturwissenschaftliche Tatsachen
leugne. Dazu gehöre die Behaup-
tung, dass es nicht nur zwei
sondern eine Vielzahl von Ge-
schlechtern gebe. [5]
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Wählen ab 16 – links-grüner Machtausbau
juh. Einer der grünen Eckpunkte
im kürzlich zwischen Grün und
Schwarz in NRW ausgehandelten
Koalitionsvertrag war die Herab-
setzung des Wahlalters auf 16.
Dies, so die Begründung, würde
der von Wahl zu Wahl stetig
sinkenden Wahlbeteiligung gegen-
steuern, vor allem aber durch
Einbeziehung der bislang zu we-
nig repräsentierten Jugendlichen
die Demokratie stärken. Doch
ist die Wahlmüdigkeit der mün-
digen Bürger durch pubertierende

ew. Derzeit gilt für transge-
schlechtliche und nichtbinäre*
Personen noch das Transsexuel-
lengesetz von 1980, das kosten-
intensive Hürden aufstellt, um
den Geschlechtseintrag oder den
Vornamen zu ändern. Das neue
Selbstbestimmungsgesetz der
Ampelregierung ermöglicht es,
den Geschlechtseintrag und die
Vornamen künftig in einem ein-
fachen Verfahren vor dem Stan-
desamt ändern zu lassen. Weder
die Vorlage eines ärztlichen

Attests noch eine Begutachtung
sind nötig. Bei 14-jährigen Kin-
dern, die dies unbedingt ändern
wollen, kann das Kind an den
Eltern vorbei beim Familienge-
richt einen Antrag stellen. Die
Kosten geschlechtsangleichender
Behandlungen müssen dann
vollständig von der gesetzlichen
Krankenkasse, sprich durch alle
Versicherten, übernommen wer-
den. [6]

Ohne Attest – Krankenkassen
müssen Geschlechtsangleichungen bezahlen

*nichtbinäre Personen sehen sich einem
dritten Geschlecht zugeordnet
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Schlusspunkt ●
Adalbert Stifter gehört zu den bekanntesten Autoren der
Biedermeierzeit. Nach einem Zitat von ihm ist die Familie
die natürlichste, festeste und innigste Körperschaft. Aus ihr,
wenn sie gut ist, geht die höchste Würde des menschlichen
Geschlechtes und die größte Vollkommenheit der Staatsform
hervor. Wie anders tönt doch die Ideologie der Ampelkoalition,
die darauf ausgerichtet ist, genau diese feste und innige Körper-
schaft zu zerstören. Schadet das nicht massiv der Bevölkerung,
und ist hier nicht eine fundierte Aufklärung, ja ein Widerstand
angezeigt?
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Masernimpfpflicht – medizinische Tyrannei
chr. Das Bundesverfassungs-
gericht hat die seit März 2020
geltende Masernimpfpflicht in
Kitas und Schulen endgültig
gebilligt. Nur bei medizinischer
Unverträglichkeit kann die Impf-
pflicht entfallen, sonst drohen
bei nicht wahrgenommener
Impfung eine Strafe von bis
zu 2.500 €.
Interessant ist, dass zum Zeit-
punkt des Gesetzentwurfes 2019
die Kinderkrankheit Masern in
Deutschland faktisch keine  Rele-
vanz hatte. Damals waren in
Deutschland ca. 500 Menschen
erkrankt, niemand war schwer
erkrankt oder gestorben! In

Deutschland wird nur der 3fach-
Impfstoff für Mumps-Masern-
Röteln angeboten, von dem
schon weltweit von zahllosen
Impfschäden, z.T. mit Todes-
folge, berichtet wurde und in
Japan sogar verboten wurde. Die
Impfung greift in die körperliche
Unversehrtheit des Kindes und
in das Elternrecht, die Kinder vor
Schäden zu bewahren, ein.
Stellt die Erzwingung der MMR-
Impfung oder einer anderen Imp-
fung dann nichts Geringeres als
medizinische Tyrannei, ja vor-
sätzliche Körperverletzung und
Tötung dar? [9]

Wie gefährlich sind Masken in der Schule?
bri. Die Bundesländer sollen die
Möglichkeit einer Maskenpflicht
in Schulen nutzen, empfiehlt
die Familienministerin Lisa Paus.
„Das ist besser, als wenn wegen
zu vieler kranker Lehrkräfte
der Unterricht ausfällt“, ist ihre
Begründung. Dabei gibt es viele
gute Gründe gegen das Tragen
von Masken.
Immer mehr Experten warnen,
dass die Masken nicht nur einen
gefährlichen Chemiecocktail ent-
halten, sondern die Schüler auch
unbewusst Mikrofaserpartikel ein-
atmen.
So kommt eine aktuelle Studie
der Universität Witten/Herdecke

mit 26.000 Kindern zum Schluss,
dass 68 % der Kinder mit verschie-
densten Belastungen aufgrund
des Mund-Nasen-Schutzes zu
kämpfen haben. Von den psycho-
logischen Schäden ganz zu schwei-
gen. Werner Altnickel zeigt mit
einem CO  Meßgerät, dass in-
nerhalb kürzester Zeit ein gesund-
heitsgefährdender Kohlendioxid-
gehalt beim Tragen einer Maske
entsteht. Außerdem schützt eine
Maske nachweislich nicht gegen
einen Virus.
Liegt hier eine gezielte Attacke
gegen den Nachwuchs und somit
den Fortbestand der Bevölkerung
vor? [8]

Bundesfamilienministerin Lisa Paus
gegen Abschaffung der „kalten Progression“
pg. Anfang August 2022 kriti-
sierte die Bundesfamilienministe-
rin Lisa Paus Pläne ihres FDP-
Kollegen Lindner zur Abschaf-
fung der kalten Progression*,
weil sie befürchtet, gesellschaft-
lich schwächer gestellte Bürger
würden dadurch benachteiligt.
Doch genau das Gegenteil ist der
Fall: Die Steuersätze in der BRD
orientieren sich an der Höhe des
Verdienstes. Je mehr jemand ver-
dient, je höher ist die prozentuale
Steuerlast. Wenn nun diese Steu-
ersätze aufgrund von Preissteige-
rungen nicht angeglichen wer-
den, spricht man von kalter
Progression. Das heißt, durch die
offizielle aktuelle Inflationsrate
von über 8 % ist unser Geld weni-
ger wert, wir müssen aber noch

immer dieselbe Steuerlast an den
Staat abführen. Dies betrifft an
erster Stelle Menschen mit klei-
nem Einkommen, da das verfüg-
bare Geld ja schon durch Ernäh-
rung und Wohnung aufgebraucht
wird und jede Preissteigerung
mit Einschränkungen verbunden
ist. Entgegen der Aussage von
Paus trifft die kalte Progression
also sehr wohl gesellschaftlich
schwächer gestellte Bürger und
sollte deshalb schnellstmöglich
beseitigt werden. Ist Ministerin
Paus tragisch inkompetent oder
arbeitet sie gezielt gegen die
deutsche Bevölkerung? [10]

*Die kalte Progression im weiteren
Sinne wird auch heimliche Steuerer-
höhung genannt.

Jugendliche aufzuwiegen?
Man schaue nur mal auf den
„Fridays-for-Future“-Hype oder
die sich auf Hauptverkehrsstraßen
und an Bilderrahmen in  Museen
klebenden „Last-Generation-Kids“
Stickers. Neigt doch die über-
große Mehrheit der Jugendlichen,
deren demokratische Rechte hier
populistisch eingefordert werden,
zu links-grüner Wahlentscheidung.
Es geht also doch wohl vor allem
um links-grünen Machtausbau
und Machterhalt. [7]
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